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Vorbemerkung 

 

Der VfEW e.V. vertritt als Verband der Energie- und Wasserwirtschaft über 240 

Energie- und Wasserversorger in Baden-Württemberg. Darunter 

Großunternehmen aber auch kommunale Betriebe sowie kleine, teilweise private 

Gebietsversorger und Zweckverbände. Die VfEW-Mitgliedsunternehmen 

versorgen Industrie, Gewerbebetriebe und rund zehn Millionen in Baden-

Württemberg lebende Menschen auf einer Gesamtfläche von 36.700 

Quadratkilometern mit Strom, Gas, Fernwärme und Wasser. Für jene 

Unternehmen steht die Versorgungssicherheit der Bevölkerung, sei es mit 

qualitativ hochwertigem Trinkwasser oder umweltverträglicher und 

kostengünstiger Energie, an oberer Stelle.  

 

Einleitung 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zum Energiekonzept für Baden-Württemberg 

Stellung nehmen zu können. 

Grundsätzlich begrüßen wir die Erstellung eines umfassenden Energiekonzepts 

für das gesamte Bundesland. Hierbei müssen jedoch für die unterschiedlichen 

Regionen, Landkreise und Kommunen auch Optionen geschaffen werden, um die 

Klimaziele zu erreichen. Ebenso sind Investitionen über die Landes- und 

Bundesgrenzen hinaus notwendig, um die dortigen Standortvorteile in den 

Erneuerbaren Energien auszunutzen und für das Energieimportland Baden-

Württemberg zu erschließen. 

Wir begrüßen ebenfalls ausdrücklich, den an vielen Stellen des Energiekonzepts 

erwähnten und hervorgehobenen integrierten Ansatz bei den Infrastrukturen. 

Genauso unterstützen wir den Einsatz für Energieeffizienz. Dahingehend müssen 

auch die regulatorischen Rahmenbedingen neu aufgesetzt werden. Aktuell 

rechnen sich Netze über den Durchsatz. Rückgehende Nutzung und Anschlüsse, 

bei gleichen Kosten für den Unterhalt und Betrieb schmälert den Umsatz und treibt 

die Kosten für die Anschlussnutzer nach oben. Die aktuellen 

Kapitalmarktkonditionen können die Wirtschaftlichkeit auch in den Stromnetzen 

vielfach in Frage stellen. Hier sind Lösungen, wie eine Abkehr vom 10 Jahres-

Durchschnittszins für die Ermittlung der EK/FK-Sätze denkbar. 

Die Energiewirtschaft steht hinter der Energiewende, doch damit ist diese noch 

nicht umgesetzt. Neben den schieren Kosten, die durch die Regulatorik nicht 

geringer werden, fehlt es auch an Material und Personal. Daher muss besonders 

die Genehmigung und Regulierung deutlich verschlankt und beschleunigt werden, 

um wertvolle Ressourcen nicht für die Bürokratie zu vergeuden.  

Besondere Sorge macht uns der Betrieb der Gasnetze. Während die technischen 

Hürden genommen scheinen, sind weder Weiterbetrieb noch Transformation zu 
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wasserstoffführenden Netzen ausreichend geklärt. Lösungen können - abhängig 

vom Standort - von einem hohen Methananteil, über aufgereinigtes Biogas bis 

100% H2 reichen. Auch dessen Herkunft ist hierbei ungewiss. Mit Blick auf den 

durch die terranets bw angekündigten Zeithorizont und den 

Netztransformationsplan ist hier Sicherheit vonnöten. Gerade im ländlichen Raum, 

wo geringe Wärmedichten herrschen, müssen Optionen eröffnet werden. Gleiches 

gilt für Grenzregionen. In einigen Teilen Baden-Württembergs kommt es vor, dass 

die Versorgung aus dem Nachbarland erfolgt. Hier sind die angeschlossenen 

Nutzer abhängig von den Entwicklungen und Dekarbonisierungsplänen des 

jeweiligen vorgelagerten Netzbetreibers. Hier müssen entsprechende Ausnahmen 

möglich sein. Eine Beimischung von Wasserstoff oder Biomethan zur schnellen 

Reduktion der THG-Emissionen ist in diesem Bereich denkbar. Leider findet die 

Anwendung von Wasserstoff zu wenig Anklang. Gerade der Wärmeversorgung 

über BHKWs, die wertvolle Regelenergie bereitstellen können, muss im Konzept 

eine bedeutende Rolle zukommen. 

 

Grundsätzliches 

Ziele zu definieren ist wichtig; diese Zahlen müssen jedoch ausreichend 

konkretisiert und realistisch sein. So müssen bei Prozentangaben ein 

Ausgangsniveau festgelegt sein. Jedoch sind insbesondere die finanziellen 

Auswirkungen zu benennen. Diese müssen für die Akteure und Bürger tragbar 

sein. Durch marktliche Lösungen können die zu der weitreichenden 

Transformation des Energiesystems notwendigen Ressourcen mobilisiert und eine 

Teilhabe ermöglicht werden. Dennoch werden besonders in der Auftaktphase 

staatliche Anschubhilfen notwendig sein. Daneben sind gerade die Anforderungen 

im Verhältnis zu anderen Zielen, wie zum Beispiel dem Natur- und Artenschutz, 

neu abzuwägen. Den notwendigen Anpassungen gerade im Naturschutzrecht 

kommt hier eine zentrale Bedeutung zu. So stellt die Umsetzung der EU-

Notfallverordnung eine deutliche Erleichterung dar, da Doppelprüfungen 

vermieden werden können. Leider sind die Auswirkungen bei uns im Land 

aufgrund der wenigen anwendbaren Gebiete überschaubar. Daher sollte sich das 

Land parallel zur Planungsoffensive für eine Verstetigung der entsprechenden 

Regeln einsetzen. 

Besonders die bisherige Seltenheit von Preisspitzen an den Energiebörsen ist eine 

große Herausforderung für die Akzeptanz der Energiemarktlösung. Die günstigen 

Erneuerbaren führen regelmäßig zu niedrigen erzielbaren Preisen. 

Zur Wahrung der Versorgungssicherheit sind flexible Erzeugungs- und 

Nutzungskapazitäten notwendig. Hierfür müssen Anlagen ausreichend 

dimensioniert, finanziert und rechtzeitig bereitgestellt werden. Auch die Netze 

benötigen eine entsprechende Auslegung. Hier besteht jedoch ein deutlicher 

regulatorischer Handlungsbedarf. So ist die Effizienz nicht mehr das geeignete 

Mittel zur Bewertung von Netzen. 
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Das Energiekonzept stellt dabei nur eine lückenhafte Betrachtung dar, da zentrale 

Sektoren, wie zum Beispiel der Verkehr, nur teilweise betrachtet werden. Aber 

gerade für den Infrastrukturausbau ist eine Betrachtung dieser Sektoren 

notwendig. 

 

Fazit:  

 

Wir begrüßen die Aufstellung eines Energiekonzeptes BW und sehen auch viele 

sehr gute Ansätze. Grundsätzlich scheint uns die Umsetzung des Energiekonzepts 

möglich zu sein. Allerdings muss die Einbindung aller relevanten Player 

gleichzeitig erfolgen und diese auch entsprechend gesteuert werden. Den 

Umsetzungszeitraum halten wir für sehr ambitioniert. Dies gilt es offen zu 

kommunizieren und alles staatliche Handeln auf die ‘Ermöglichung der 

Zielerreichung‘ auszurichten. Die Bedeutung des Verteilnetzausbaus (Strom und 

Wärme) sowie der Verteilnetztransformation (Gas) ist unseres Erachtens nicht 

ausreichend berücksichtigt. Was konkret bei den Themen Sektorenkopplung, 

Finanzierung, wirtschaftliche Anreize oder technische Machbarkeit passieren und 

wie dies erreicht werden soll, wird aus unserer Sicht im Energiekonzept nicht 

ausreichend herausgearbeitet.  

 

Im Nachfolgenden werden die einzelnen Abschnitte kommentiert. 
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Management Summary 

Übergeordnetes Leitbild 

 

Grundsätzlich ist es wichtig, die Sozialverträglichkeit aller Maßnahmen zu 

berücksichtigen, da nur so Akzeptanz und Rückhalt gewährleistet werden kann. 

Die Erweiterung des Zieldreiecks auf ein Viereck schafft hierbei keinen Beitrag. 

Zum einen ist Sozialverträglichkeit bereits ein Bestandteil von Wirtschaftlichkeit/ 

Preisgünstigkeit und zum anderen ist eine reine Aufführung noch keine 

Maßnahme. Gleichzeitig wird nur Verwirrung durch neue Begrifflichkeiten 

geschafft ohne, dass dies für sich genommen einen Mehrwert bringt. 

 

3. Stromversorgung 

 

Nicht nur die Erzeugung in KWK-Anlagen, sondern auch die Nutzung von Strom 

muss systemdienlich ausgerichtet werden. Gefühlte „Bevormundung“ durch den 

Netzbetreiber durch Abregelungen nach $14a EnWG sollten als letztes Mittel 

gelten. Die netzdienliche Nutzung durch die Bürger muss entsprechend ermöglicht 

und belohnt werden. Gleichzeitig ist wichtig, dass die Möglichkeiten zum Eingriff 

der Netzbetreiber geschaffen werden, da hierdurch gerade bei einem 

dynamischen Hochlauf Anschlusskapazitäten geschaffen werden können. 

 

4. Wärmeversorgung 

 

Eine Reduktion des Wärmebedarfs um 10% gegenüber dem aktuellen ist aus 

unserer Sicht realistisch und sollte als solcher auch Einzug in kommunale 

Wärmeplanungen halten. 

Für die Transformation der netzgebundenen Wärmeversorgung, insbesondere in 

kleineren Netzen, fehlt es an Unterstützung für die Netzbetreiber. Für bestehende 

kleine Netze lassen sich oft nur unter erheblichem Aufwand entsprechende 

Wärmequellen erschließen. Dieser Aufwand wird bisher nicht ausreichend 

vergütet. Nicht nur deshalb sind Förderungen von Landesseiten vonnöten. Denn 

obwohl in Ballungszentren, Fernwärme die gesamtwirtschaftlich günstigste 

Lösung darstellt, werden deren Kosten sonst die Zahlungsbereitschaft einiger 

übersteigen. 

 

5. Gasversorgung 

 

Eine Reduktion des Erdgasverbrauchs führt für die Kunden zu steigenden 

Netzentgelten. Hierfür müssen dringend sozialverträgliche Lösungen gefunden 

werden 
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1.4 Der politische Rahmen im Land: Was haben wir bisher erreicht?  

 

Besonders bremsend wirken sich die Bearbeitungszeiträume der 

Windkraftgenehmigungen aus. Dies liegt zum einen an Widerständen in der 

Bevölkerung, zum anderen aber auch an begrenzten personellen Ressourcen bei 

den Genehmigungsbehörden. Hier könnte eine Zentralisierung der 

Genehmigungsbehörden, unter Einbeziehung der lokalen Naturschutzbehörden, 

mit klaren zeitlichen Vorgaben zum Ablauf der Verfahren, Beschleunigung bringen. 

Diese Umsetzung muss jedoch schnellstens erfolgen um die Ausbauziele zu 

erreichen. 

Zwar wird Beteiligung gerne als Königsweg zur Überzeugung der Bürgerschaft 

gesehen, diese reicht jedoch meist nicht aus, um die besonders lautstarken 

Gegner von Windenergieprojekten zu überzeugen. Hier stehen Projektierer oft 

alleine da. In der Überzeugungsarbeit ist das Land gefragt, da in den Regionen, in 

denen der Ausbau erfolgen soll, oft ein Überstülpen empfunden wird. Gleichzeitig 

müssen Wege gefunden werden, die vehementen Gegner zu besänftigen. 

 

3.2 Unsere Vision: Wie soll die Energieversorgung in Baden-Württemberg 

langfristig aussehen? 

 

Biomasse ist zwar von Nutzungskonkurrenzen und berechtigterweise 

Nachhaltigkeitsaspekten betroffen, die für eine Elektrifizierung notwendige 

Systemstabilität muss hier jedoch berücksichtigt werden. So stellt sie nicht nur 

zuverlässig Wärme und Strom bereit, sondern kann auch die Volatilität von Wind 

und PV ausgleichen und in Dunkelflauten Leistung liefern. Eingespeistes 

Biomethan kann als Speicher und zur dezentralen Nutzung herangezogen werden. 

Daher sind Biomasseanlagen auch in Zukunft weiter zentral für die 

Energieversorgung im Land und der wirtschaftliche Weiterbetrieb muss gegeben 

sein. Um den Nutzungskonkurrenz- und Nachhaltigkeitsaspekten entgegen zu 

wirken, sind die vorhandenen Reststoffpotentiale zu heben.  

 

4 Stromversorgung  

 

Die Versenkung von Treibhausgasen nach § 3 des KlimaG BW 2023 wird nicht 

adressiert, obwohl diese im notwendigen Hochlauf der Wasserstoffversorgung, 

insbesondere für Gaskraftwerke, notwendig sein wird. 

 

4.1 Status quo und Zielgrößen  

 

Wie bereits unter 1.4 erwähnt, ist in Sachen Windenergie eine deutliche 

Akzeptanzsteigerung und Mobilisierung der Windkraftbefürworter durch das Land 

notwendig. Die Akzeptanz endet oftmals immer noch, sobald die ersten Flächen 

benannt werden und eine persönliche Betroffenheit gefühlt wird. Nur Aufklärung 

und die Motivation der bestehenden Mehrheit an Nicht-Gegnern, kann hier helfen. 
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Dies ist von Seiten von Kommunen und Projektierern jedoch nur selten leistbar 

und fordert eine Kampagne des Landes. 

 

4.2 Elektrifizierung und effiziente Stromnutzung  

 

Die Elektrifizierung leistet einen grundlegenden Beitrag zur Dekarbonisierung. 

Leider stellen Wärmepumpen nicht in allen Bereichen eine ausreichende Lösung 

dar. Andernfalls könnte die Kommunale Wärmeplanung entfallen und es wäre ein 

noch deutlicherer Ausbau der Stromerzeugung und -verteilnetze notwendig. Daher 

wäre eine „integrierte Energieleitplanung“ zielführender. Außerdem sind zwar 

Hochtemperatur-Wärmepumpen technisch möglich, ein Einsatz lässt sich jedoch 

in der Regel nicht ohne deutlichen Aufwand an Fördermitteln wirtschaftlich 

darstellen. 

 

Neben der Hebung von Energieeffizienzpotentialen sollte besonders aber nicht 

ausschließlich in Unternehmen die Optimierung eigener Erzeugungsanlagen mit 

betrachtet werden. Gerade vor dem Hintergrund der PV-Pflicht, ist der 

Eigenverbrauch eine attraktive Lösung um Lastspitzen zu kappen, was neben den 

eigenen Kosten, die Kosten für die Gesamtheit senkt. Zu berücksichtigen ist aber 

auch, dass trotz dem steigenden Eigenverbrauch weiterhin eine Absicherung 

durch die Erzeugungs- und Verteilungsinfrastruktur notwendig ist. Eine 

angemessene Beteiligung an diesen Kosten muss sichergestellt werden, da sonst 

gerade die eingangs aufgeführte Sozialverträglichkeit gefährdet ist.  

 

Hier sollten nicht einzelne Wirtschaftszweige herausgestellt und mit 

Energieeffizienzzielen belegt werden, sondern Anreize geschaffen werden. 

Dennoch benötigen auch eine räumlich nahe Erzeugung und Nutzung ausreichend 

starke Netze. Neben der örtlichen Verfügbarkeit von klimaneutralem Strom ist auch 

die zeitliche Verfügbarkeit als Standortfaktor zu berücksichtigen. 

 

4.3 Transformation des konventionellen Kraftwerkparks  

 

Kohlekraftwerke dienen neben der Stromerzeugung in der Regel - dank KWK - 

auch der Wärmeversorgung in Fernwärmenetzen. Daher müssen, um diese 

Anlagen zu ersetzen und die Versorgungssicherheit zu wahren, entsprechend 

große Anlagen mit disponibler Leistung gebaut werden. Dieser Aspekt sollte im 

Energiekonzept weiter vertieft werden. 

 

Wir begrüßen ausdrücklich die Bereitschaft des Landes Fuel Switch- und 

Neubauprojekte rasch zu bearbeiten. Dies ist auch zwingend notwendig, da die 

bisherigen Fördervorgaben auf Grundlage des KWKG nur eine Förderung bis 2026 

zusichern. 
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Erdgas als Brücke und Wasserstoff als Backup-Option stellen die 

Verteilnetzbetreiber vor große Herausforderungen. Der Aufbau einer parallelen 

Wasserstoffinfrastruktur mit gleichzeitigem Weiterbetrieb der Erdgasnetze kann 

gesamtvolkswirtschaftlich nicht zielführend sein. Genauso ist Wasserstoff nicht nur 

als Backup zu sehen, sondern wird in vielen Anwendungsbereichen der einzig 

mögliche Ersatz bleiben. 

 

4.4 Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung  

 

Wir begrüßen die Feststellung, dass nur durch eine massive Forcierung des 

Ausbaus an erneuerbarer Stromerzeugung die Treibhausgasemissionen rasch 

gesenkt werden können. Hierfür sind für PV und Windenergie noch entsprechende 

Rahmenbedingungen notwendig. Die hierfür festgehaltenen Schlüsselstrategien 

des Energiekonzepts (Verfügbarkeitssicherung von Flächen, 

Verfahrenserleichterungen und Restriktionsabbau) sind hierbei nicht weitreichend 

genug. Das vorgegebene Ambitionsniveau wird nicht erreicht und es mangelt an 

konkrete Maßnahmen.  

 

Die Mehrfachnutzung von Flächen ist für Photovoltaik absolut sinnvoll. So bietet 

Agri-PV Schutz vor Hagel und zu großer Sonneneinstrahlung für die 

darunterliegenden Kulturen. Genauso kann Floating-PV einen positiven Effekt auf 

den zunehmenden Algenwuchs haben. Daher sollte dieser ökologisch verträgliche 

Ausbau weiter gefördert und Restriktionen, wie niedrige prozentuale 

Bedeckungsvorgaben auf Bundesebene, entsprechend gelockert werden. 

Die Landes-Task Force wird richtigerweise als wichtiger Erfolgsfaktor benannt. Wir 

teilen diese Ansicht und sind mit unseren Mitgliedsunternehmen gerne bereit 

weiterhin an der Beschleunigung der Energiewende mitzuarbeiten. Dennoch 

benötigen die Vorschläge und deren Umsetzung eine ständig wiederkehrende 

Kontrolle. Da die Task Force zur Sommerpause auslaufen soll, ist ein 

Nachfolgeformat zwingend notwendig. Landesregierung und -verwaltung sind, wie 

im Konzept festgestellt, mindestens genauso gefordert wie jeder einzelne. Auch 

der öffentlichen Hand als solche kommt eine besondere Bedeutung zu. Daher 

sollten auch Möglichkeiten, wie ein Malus-System für Liegenschaften, die im 

gegebenen Zeitraum keine PV-Bedeckung haben, bedacht werden. Generell sind 

auch eine Wiedervorlage und Evaluation für die ergriffenen Maßnahmen 

vorzusehen. Genauso muss geprüft werden, ob die Maßnahmen in den 

Genehmigungsbehörden Anwendung finden, wie z.B. ob der Abwägungsvorrang 

der Erneuerbaren Energien gewahrt wird. 
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Während der Dach-PV-Zubau durch die PV-Pflicht und eine Prüfung, wie 

Bestandsgebäude weiter erfasst werden können, vorangetrieben werden soll, sind 

für Freiflächen-PV weitere Rahmenbedingungen notwendig. 

Dazu gehören: 

 

• Zubaupotential in den Regionalplänen durch Öffnung von Restriktionen 

schaffen.  

• Erschließbarkeit von Flächen außerhalb von Vorrangs- oder 

Vorbehaltsflächen für FF-PV sicherstellen, selbst wenn ausgewiesene 

Flächen noch nicht umgesetzt sind. 

• Straffung der Bauleitplanung zur Beschleunigung von FF-PV.  

• Verbesserte Anerkennung der Klimaschutzaspekte und des überragenden 

öffentlichen Interesses der Erneuerbaren in der Abwägung der 

Bauleitplanung 

• Eignungsprüfung von Projektflächen, anstelle von langfristigen und teuren 

Alternativflächenprüfungen 

• Ausgleichsflächen (z.B. Feldlerchen-Brutfenster) innerhalb des Solarparks 

und Nutzbarkeit der gesamten Ökopunkte, um den Flächendruck zu 

senken 

• Führen von FF-PV als landwirtschaftliche Fläche um Erbschafts- und 

Grundsteuerthemen zu vereinfachen 

• Keine Verpflichtung zur Erstellung eines Bodenschutzgesetzes, 

stattdessen Festschreibung von relevanten Punkten in der 

Bauleitplanung/ Baugenehmigung 

• Synchronisieren von EE- und Netzausbau 

 

Wir begrüßen das Bekenntnis des Landes zum Beibehalt der Wasserkraft und den 

Abbau von Hindernissen. Die zunehmenden Restriktionen für den Einsatz von 

Wasserkraft gilt es hinsichtlich der Klimaziele des Landes nochmals zu 

hinterfragen. Da die Potenziale der Wasserkraft bereits erfasst sind, ist hier ein 

Ausbau auch kaum machbar. Für Wind und PV sind jedoch die geforderten 

Flächen deutlich zu erhöhen.  

 

4.5 Bedeutung der KWK im Stromsektor  

 

Wir begrüßen die deutlich größere flexiblere Betriebsweise von KWK-Anlagen. 

Diese muss jedoch wirtschaftlich sein. Dies wird in vielen Bereichen, in denen 

KWK-Anlagen Wärmenetze speisen, bis zur Umstellung auf Wasserstoff nicht 

möglich sein. Deshalb sind sowohl rechtliche als auch regulatorische Hemmnisse 

zu beseitigen. Die netzdienliche Fahrweise muss als solche belohnt werden und 

benötigt größere Speicher, um auch in der Übergangszeit und den 

Sommermonaten einen Betrieb zu ermöglichen. Hierfür müssen zügig die 

Bedingungen geschaffen werden. Die Anpassungen des Förderregimes des 



 

 

 

 
 
     

VfEW Stellungnahme 10  

KWKG benötigt im gleichen Zug eine Sicherheit bis mindestens 2030, statt bisher 

nur 2026. 

 

5 Wärmeversorgung  

 

5.1 Status quo, Herausforderungen und Zielgrößen  

 

Die Wärmeversorgung basiert, wie festgestellt, zum großen Teil auf fossilen 

Energien. Diese auf eine Erneuerbare Wärmeversorgung umzustellen, ist je nach 

Lage nur sehr schwer möglich. 

 

Das erwähnte Abwärmekonzept Baden-Württemberg sollte, um die Potentiale zu 

nutzen, um spezifische Förderprogramme ergänzt werden. 

Die Technologiefokussierung im Energiekonzept, ist vor dem Hintergrund der 

Novelle des Gebäudeenergiekonzepts zu überarbeiten. 

 

5.2 Kommunale Wärmeplanung  

 

Im Grundsatz ist die Kommunale Wärmeplanung ein sehr wichtiges und sinnvolles 

Instrument, wenn es dazu dient Maßnahmen zu priorisieren und 

Investitionssicherheit zu geben. Die Kommunale Wärmeplanung greift in der 

sektorgekoppelten Energieversorgung aber zu kurz. Der Ausbau zu einer 

Energieleitplanung, ist wie bereits erwähnt eine sinnhaftere Lösung, um alle 

Versorgungssparten integriert zu betrachten und nachhaltige Lösungen zu 

entwickeln. Wie bereits in der Stellungnahme zur Novelle des 

Klimaschutzgesetzes geschrieben, ist der Fortschreibungszeitraum mit sieben 

Jahren zu lange gewählt. Vor dem Hintergrund, dass die Bundesregierung sich auf 

immer noch lange fünf Jahre geeinigt hat und keine verbindliche 

Umsetzungspflicht besteht, muss hier deutlich nachgeschärft werden. Außerdem 

schafft eine KWP keine Wärmenetzplanung und keine energetische Sanierung im 

Bestand, sondern kann lediglich zur Abschichtung der Zielerreichung eines 

klimaneutral versorgten Gebäudebestands reichen. Für die Sanierung müssen 

Wege und Finanzierungen gefunden werden, insbesondere da bereits Ausnahmen 

diskutiert werden. Gerade Investitionen in Wärmemaßnahmen sind sehr 

kostenintensiv und durch die explodierten Kosten der vergangenen Jahre, z.T. 

kaum noch oder nichtmehr rentabel. Dies verhindert natürlich die Investition in 

solche Projekte, besonders wenn sich diese erst perspektivisch rechnen können. 

Diese Kostenlücke muss durch flankierende Förderungen unterstützt werden. 

 

5.3 Gebäudeversorgung: Sanierung und Heiztechnologien  

 

Im Energiekonzept ist festgehalten, dass für eine vollständige Marktdurchdringung 

im Bereich der Wärmenetze massive Investitionsförderungen notwendig sind. Wir 

möchten darauf hinweisen, dass zusätzlich dazu auch massive Förderungen für 
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die Umrüstungen der Heizzentralen, die diese Wärmenetze speisen, erfolgen 

müssen. Speziell im urbanen Raum können erneuerbare Wärmequellen oft nicht 

oder nur mit erheblichen finanziellen Mitteln erschlossen werden. Der Umstieg von 

bestehenden, fossilen Heizungen auf Fernwärmenetze, wird dagegen wohl nur 

Fernwärmevorranggebiete in der geplanten Geschwindigkeit vollzogen werden. 

Diese müssen von Kommunen gefordert und von Land entsprechend gefördert 

werden. Schließlich sparen Fernwärmenetze auch personelle Ressourcen, 

weshalb (wo immer möglich) Kunden an das Netz angeschlossen werden sollten 

und so als Ankerkunden dienen können. Wie weit eine Zielfestsetzung der Anzahl 

an Wärmepumpen sinnvoll ist, steht auch zur Debatte, weil dies einer Kommunalen 

Wärmeplanung vorzugreifen scheint. 

 

Auf Seite 35 des Energiekonzepts ist festgehalten: “Dazu gehört der mittlerweile 

mögliche Einsatz von Wärmepumpen auch in wenig sanierten 

Bestandsgebäuden.” Dies bedeutet im Umkehrschluss das hingenommen wird, 

dass Wärmepumpen auch mit sehr schlechten Jahresarbeitszahlen (< 3) realisiert 

werden, wie auch schon in unserer Stellungnahme zur Novelle des 

Klimaschutzgesetzes angemerkt. Dies steht im klaren Widerspruch zu einer 

effizienten Ausnutzung der zur Verfügung stehenden Energieressourcen. In 

diesem Zusammenhang gehört der Erhöhung der Sanierungsrate eine höhere 

Bedeutung beigemessen. Solche „Energieverschwendung“ kann unter Umständen 

in Kauf genommen werden, falls ein Sanierungsfahrplan erstellt und umgesetzt 

wird. Hier sind weitere Vorschläge vonnöten, außer weitere Fördermittel aus dem 

Bundeshaushalt in Aussicht zu stellen. 

Auch sind Kapazitäten für die Strombereitstellung für Wärmepumpen 

sicherzustellen. Gerade in einer Dunkelflaute in Winter sind die Kapazitäten bisher 

nicht ausreichend geplant und bereitgestellt. 

Für die dezentrale Wärmeversorgung aus Wasserstoff müssen die Ausnahmefälle 

frühzeitig und klar definiert sein. In einigen Regionen in Baden-Württemberg ist die 

Erschließung von regenerativen Wärmequellen nicht im benötigten Umfang 

möglich oder diese stehen nicht zur Verfügung. Für die Umstellung von 

Wärmenetzen auf kommunaler Ebene ist die perspektivische Nutzung von H2 als 

Brennstoff in hocheffizienten KWK-Anlagen, die ebenfalls residuallastfähig sind 

und über große Wärmespeicher verfügen, unabdingbar um die Dekarbonisierung 

des Wärmesektors umsetzen zu können. Da Industrie- und Gewerbekunden im 

Gasverteilnetz untrennbar mit den Privatkunden vermascht sind, gestaltet sich 

eine Umstellung schwierig. Hier müssen Lösungen geschaffen werden. 

 

Sofern die Trinkwassererwärmung vom Vorlauf der Heizung abhängig ist, ist eine 

Absenkung dieser nur mit zusätzlichen Maßnahmen möglich um die Vermehrung 

von Legionellen zu vermeiden. Hier müssen die Zuständigkeiten und der 

Umgang mit den Vorgaben der Trinkwasserverordnung klar geklärt sein. Auch 

sind die „gering intensiven Maßnahmen“ darzulegen, die eine signifikante 

Reduktion der Vorlauftemperatur ermöglichen. „Leitungsverluste“ im Haus heizen 
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dieses letztendlich mit. Schließlich ist gleichzeitig auch eine Absenkung der 

Rücklauftemperatur notwendig, um Verbesserungen in der Energie effizienter zu 

nutzen. Durch das komplexe Zusammenspiel aus Faktoren ist die nahezu 

flächendeckende Einführung von Wärmepumpen zumindest kurz- und mittelfristig 

fraglich, insbesondere, da oft doch eine teure Gebäudesanierung notwendig ist 

und Handwerkskapazitäten und Materialien fehlen. Generell wird die 

Energiewende durch den Fachkräftemangel ausgebremst. Hier finden sich im 

Energiekonzept zu wenig Hinweise, wie dies gelöst werden soll.  

 

5.4 Prozesswärmebereitstellung  

 

Das Potential der industriellen Abwärme ist zwar gewaltig, doch nicht immer 

ergeben sich an der Quelle jener auch die entsprechenden Senken. Somit ist die 

2,8 TWh zwar im Land vorhanden, damit aber noch lange nicht verfügbar. 

Außerdem ist damit eine ungewisse Abhängigkeit verbunden. Die Gleichzeitigkeit 

und die Langfristigkeit der Verfügbarkeit ist nicht grundsätzlich gegeben, auch das 

Temperaturniveau und die räumliche Nähe muss gegeben sein. Da für die 

Industrieunternehmen die Optimierung ihrer Prozesse wirtschaftlicher ist, als der 

geringe Zugewinn durch die Wärmebereitstellung, ist die Verfügbarkeit, neben 

einer potentiellen Verlagerung der Produktion, ungewiss. Daher ist immer eine 

Redundanz notwendig. Dies ist für die Wirtschaftlichkeit einer Abwärmenutzung 

von entscheidender Bedeutung. Hier muss ggf. über Förderung die Absicherung 

angereizt werden, um die großen Potentiale bei der Abwärme heben zu können. 

 

5.5 Ausbau der erneuerbaren Wärmeversorgung  

 

Um alle Potentiale zu heben, sind Sicherheiten notwendig. So können für die 

wirtschaftlichen Risiken der Geothermieerschließung Haftungen vom Staat 

übernommen werden, um den Ausbau zu ermöglichen. Gerade Geothermie hat 

z.B. im Rheingraben insgesamt große Potentiale, die sich momentan nur schwer 

erschließen lassen. Bei großen Transportstrecken zwischen Quelle und Senke 

geht die Wirtschaftlichkeit schnell zurück. So kosten die Transportleitungen z.T. 

mehr als die Geothermieanlage und Projekte drohen zu scheitern. Hier sind 

Förderungen von staatlicher Seite sicherlich hilfreich. 

 

Erdbeckenspeicher stellen eine notwendige Speicherlösung dar. Leider ist deren 

Bau oft nicht umsetzbar. Während in der Nähe der Verbraucher hochwertige 

Grundstücke liegen, sprechen im Außenbereich oft ökologische Argumente gegen 

die Umsetzung. Hier sind entsprechende Bedingungen in der Abwägung nötig. 

Das Wärmepotential von Abwasser ist auch nur schwierig zu erschließen. So 

befinden sich Kläranlagen oft aus gutem Grund abseits der Siedlung, was wie oben 

beschrieben die Wirtschaftlichkeit fraglich macht. Hier sind weitere 

Fördermaßnahmen notwendig. Im gleichen Zug könnte jedoch auch eine 
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Vergärung ergänzt werden, um weitere Erzeugungspotentiale zu erschließen. 

Außerdem müssen gemeindeübergreifende Lösungen vorangetrieben werden. 

 

Wir möchten anmerken, dass Biomasse nicht nur bei der Wärmegewinnung zum 

Einsatz kommt, sondern auch in KWK-Anlagen wertvolle disponible Leistung zur 

Verfügung stellt. Schließlich lässt sich solche chemische Energie im Gegensatz zu 

Wind und Sonne auch speichern. 

 

5.6 Ausbau und Dekarbonisierung der Nah- und Fernwarme  

 

Wir begrüßen die Bereitschaft des Landes, die Betreiber von großen 

Fernwärmesystemen bei der Entwicklung von Dekarbonisierungskonzepten zu 

unterstützen. 

Hier spielen Fördermaßnahmen eine große Rolle. Schließlich sind zur Erreichung 

der Ziele deutliche Investitionen notwendig. Gebäude, die bisher nicht an 

Fernwärmenetzen hängen, tun dies aus Gründen wie langen Anschlussleitungen. 

Gleichzeitig erfordert die Dekarbonisierung eine Umstellung der bisher 

hauptsächlich auf Gas basierten Erzeugung, was eine Vielzahl an kleinen 

Potenzialen erfordert, die aufwendig zu erschließen und einzubinden sind. Dies 

geht weit über die Kommunale Wärmeplanung hinaus und erfordert ein hohes Maß 

an Planungs- und Investitionssicherheit. 

Auch stellt sich für uns die Frage, weshalb 80% der thermischen Energie durch 

erneuerbare bereitgestellt werden soll, im Gegensatz zu den im Förderprogramm 

BEW des Bundes verlangten 75%. Hier sollten gleiche Bedingungen gelten. 

Wie bereits erwähnt, benötigt der Ausbau der Fernwärmeversorgung Flächen, 

besonders für große Saisonalspeicher. Hier wäre es hilfreich, den Flächenbedarf 

bereits in der Raumplanung aufzugreifen. 

 

6.2 Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft  

 

Die zitierten 16,6 TWh Wasserstoffbedarf im Umwandlungssektor erscheinen uns 

zu wenig. Schließlich geben Wasserstoff-KWK-Anlagen ausgezeichnete 

Ankerkunden für die Nutzung von Wasserstoff, sowohl in der Strom- als auch in 

der Wärmeerzeugung. 

 

6.3 Biogene Gase  

 

Wir begrüßen die Aufnahme der biogenen Gase als flexible Energielieferanten 

ausdrücklich. Insbesondere Reststoffen als Lieferanten von Biomasse sollte 

jedoch ein höherer Wert beigemessen werden. Leider lässt sich Biogas als solches 

nicht so flexibel nutzen wie dargestellt. Schließlich sind Gas- und Wärmespeicher 

begrenzt, weshalb der Einsatz nicht rein netzgesteuert erfolgen kann. So kann 

durch eine rein stromgeführte Fahrweise unter Umständen der Wärmebedarf eines 

Fernwärmenetzes nur mit zusätzlichen Erzeugern gedeckt werden. Sofern keine 
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ausreichende Wärmenutzung vorhanden ist, erfüllen Biogasanlagen die von der 

EU geforderte Treibhausgasminderung nicht bei einer strommarktbasierten Vor-

Ort-Verstromung. Eine wirklich flexible Nutzung wird in erster Linie durch 

Biomethaneinspeisung erreicht. Diese ermöglicht, wie bereits im Energiekonzept 

festgehalten, zusätzlich Industrien, die bisher auf Grund ihrer Prozesswärme auf 

Erdgas angewiesen waren, dieses zu ersetzen. Genauso kann Biomethan dann 

als Roh- oder Kraftstoff eingesetzt werden. Auch Biomethaninseln, analog zu H2-

Hubs sind denkbar. Diese Vorteile alleine sollten zu einer Einspeisepflicht führen. 

Durch die Umstellung von bisherigen Biogasanlagen könnte die bisherige 

Einspeisung verfünffacht werden. Gerne verweisen wir an dieser Stelle auf das 

Positionspapier des BDEW (https://www.bdew.de/media/documents/2022-06-

20_10-

Punkte_f%C3%BCr_eine_Beschleunigung_der_Biomethaneinspeisung_final.pdf)

, welches für Deutschland 10% des Inlandsbedarfs an Methan durch 

Biomethaneinspeisung deckbar sieht. All dies, ohne dass zusätzliche Ackerfläche 

oder neue Biogasanlagen notwendig sind. Besonders für Altanlagen, deren 

Förderung nach EEG ausläuft, wäre eine solche Weiternutzung interessant. 

Dazu müssen jedoch genehmigungsrechtliche Hürden und die langwierigen 

Prozesse genommen werden. Auch hier verweisen wir auf das Positionspapier des 

BDEW. 

 

Es ist ein klares Bekenntnis der Landes- und Bundesregierung notwendig, welche 

Rolle Biomasse in der Energieversorgung einnehmen wird. Die aktuellen 

Regelungen aus EEG und KWK-G schränken den Einsatz von Biomethan deutlich 

ein, genauso wie die Nicht-Anerkennung von Biomethan als Erfüllungsoption im 

Entwurf des GEG. Auch müssen größere KWK-Anlagen mit wenigen 

Vollbetriebsstunden, wie bereits in der EEG-Vergütung begonnen, entsprechend 

kompensiert werden. 

 

Daher schlagen wir vor das Energiekonzept wie folgt zu ergänzen: 

 

Formulierungsvorschlag:  

Seite 49, flexible KWK-Anlagen mit Biogas und Biomethan 

 

"KWK-Anlagen auf Basis von Biogas und Biomethan werden dabei künftig 

in erster Linie flexibel zur Deckung von Residuallastspitzen eingesetzt und 

kommen damit insgesamt auf deutlich niedrigere Volllaststunden." 

 

Formulierungsvorschlag: 

Seite 50 

 

„Biogene Gase werden künftig flexibel als Ergänzung zu den 

fluktuierenden erneuerbaren Energien eingesetzt. Vor diesem Hintergrund 

https://www.bdew.de/media/documents/2022-06-20_10-Punkte_f%C3%BCr_eine_Beschleunigung_der_Biomethaneinspeisung_final.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/2022-06-20_10-Punkte_f%C3%BCr_eine_Beschleunigung_der_Biomethaneinspeisung_final.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/2022-06-20_10-Punkte_f%C3%BCr_eine_Beschleunigung_der_Biomethaneinspeisung_final.pdf


 

 

 

 
 
     

VfEW Stellungnahme 15  

sollte, wo möglich, eine Aufbereitung des Biogases zu Biomethan mit 

anschließender Einspeisung ins Erdgasnetz erfolgen. Die 

Rahmenbedingungen hierfür setzt der Bund über die 

Einsatzmöglichkeiten zur Stromerzeugung (EEG und KWKG), der 

Nutzung im Wärmemarkt (GEG) und als Kraftstoff (THG-Quote), sowie 

der Biomasse-Strategie“  

Generell sollte Biomethan an jeder Stelle, die Biogas behandelt, mit aufgenommen 

werden. 

 

7.1 Stromnetze  

 

Wir begrüßen, dass die „überragende Wichtigkeit“ des Verteilnetzausbaus 

herausgestellt wird. Zur Erreichung der Klimaneutralität ist insbesondere auch ein 

enormer Aus- und Umbau der Verteilnetze notwendig. Der Anschluss von 

Erneuerbaren Energien-Anlagen erfolgt zu weit überwiegendem Teil in den 

Verteilnetzen. Hinzu kommen weitere Anforderungen, wie beispielsweise 

zusätzliche Netzanschlüsse für die Ladeinfrastruktur oder der zunehmende Bedarf 

an strombetriebenen Wärmepumpen. Zur Integration dieser Leistungen sind 

erhebliche Aufwendungen erforderlich. Um die klimapolitischen Ziele zu erreichen, 

ist es daher auch auf der Ebene der Verteilnetze dringend geboten, Regelungen 

zu treffen, die den Aus- und Umbau beschleunigen und eine zügige Durchführung 

der Planungs- und Genehmigungsverfahren sicherstellen. Leider fehlt es bislang 

an Maßnahmen, um diesen Ausbau zu fördern. Die Verteilnetzbetreiber stehen vor 

verschiedenen Herausforderungen. Dazu gehören bspw. fehlende Flächen, 

vereinfachte Genehmigungsverfahren, Knappheit an bauausführenden Firmen 

und finanzielle Mittel. In den Abwägungen wird dem Netzausbau nicht genug 

Bedeutung beigemessen. Auch sind, im Gegensatz zum Ausbau der Erneuerbaren 

Energie-Anlagen bisher keine Beschleunigungen feststellbar. Hier wird dringend 

Unterstützung von Seiten des Landes benötigt. 

 

Zwar ist eine abgestimmte Planung des Netzausbaus löblich, die Umsetzung ist 

jedoch die größere Herausforderung. Hier müssen Bauprojekte deutlich 

beschleunigt werden. Diese Beschleunigung wird durch eine standardisierte und 

digitalisierte Anmeldung zwar angestoßen, aber noch nicht in die Umsetzung 

gebracht. Neben Personalmangel bei Netzbetreibern und ausführenden Firmen, 

ist die Finanzierung eines der größten Probleme in der Umsetzung, da Netzkosten 

vorfinanziert werden müssen. Dies können die Netzbetreiber an sich schwerlich 

leisten und muss von der Regulierung anerkannt werden. 

Zudem sind auch Betreiber von PV- und Windenergieanlagen zunehmend an den 

Kosten der Vorlaufkosten, wie Umspannwerken, zu beteiligen. 
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Wir möchten darauf hinweisen, dass das „Energiekonzept“ mit bundesweiten 

Initiativen wie der Systementwicklungsstrategie (SES) und damit auch den 

Netzentwicklungsplänen Strom und Gas kompatibel sein muss.  

 

7.2 Flexibilitätsoptionen  

 

Durch den steigenden EE-Ausbau wird die Flexibilisierung immer wichtiger. Dafür 

muss jedoch auch ein entsprechender Rahmen geschaffen werden. Die Kunden 

werden der Steuerung ihrer Anlagen nur zustimmen, wenn sie einen 

entsprechenden Mehrwert sehen. Die im Energiekonzept genannten Beispiele 

Vehicle to Home und Vehicle to Grid können nur funktionieren, wenn für die 

Kunden Anreize da sind. Bisher ist nur für eine strommarktoptimierte Nutzung ein 

Markt vorhanden. Dieser spiegelt jedoch nicht die Situation in den Netzen wider 

und muss, wie bereits erwähnt, in einen netzdienlichen Markt überführt werden. 

 

Auf Netzbetreiberseite sind hierfür jedoch auch noch weitgehende Investitionen 

notwendig. 

Der Umbau des Stromnetzes hin zum Smart Grid und der Ausbau von Speichern 

muss gefördert werden. Gerade große Energiespeicher sind bisher aus 

regulatorischer und wirtschaftlicher Sicht nur schwer umzusetzen und benötigen 

entsprechende Förderung. 

 

7.3 Erdgas- und Wasserstoffnetze  

 

Das hohe Maß an Unsicherheit im Gasnetz belastet die Gasnetzbetreiber in 

Baden-Württemberg maßgeblich. Neben ungeklärten Fragen in der Regulierung, 

stellt der Ablauf der Umstellung der Gasnetze auf Wasserstoff die 

Verteilnetzbetreiber vor weitere Herausforderungen.  

Wir danken daher ausdrücklich für die Bekenntnis der Landesregierung, die 

Netzbetreiber hierbei zu unterstützen und die Interessen Baden-Württembergs im 

Bund zu vertreten.  

Zwar besteht momentan eine hohe Dynamik auf der Energieversorgungsseite, 

Infrastrukturen, wie großflächige, gewachsene Gasnetze brauchen jedoch Zeit zu 

agieren. Die bisherigen Planungsansätze, wie der 

Gasnetzgebietstransformationsplan müssen im Energiekonzept Einzug finden. 

Schließlich werden in diesem sog. Umstellzonen des Gasnetzes auf Wasserstoff 

herausgearbeitet und priorisiert. 

Dennoch ist ein Rückbau nicht im Sinne der Energiewende, wie auch der Thinktank 

Agora Energiewende erläutert hat. Hierdurch würden unnötige Kosten verursacht 

und die bereits knappen Ressourcen im Tiefbau gebunden. Wir schlagen deshalb 

vor, nicht von einem Rückbau, sondern von Stilllegungen zu sprechen, damit die 

vorhandene Infrastruktur für eine spätere Nachnutzung erhalten bleibt. 
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Folgende Fragestellungen müssen aus Sicht der Gasnetzbetreiber geklärt werden: 

 

• Wann, zu welchen Kosten und wieviel H2 wird zur Verfügung stehen? 

• Soll ein separates H2-Netz Netz aufgebaut werden oder erfolgt eine 

Beimischung von H2 oder werden einzelne Netzteile in einem Zug von 

Erdgas auf H2 umgestellt? 

• Warum ist übergangsweise der Ausbau der Fernleitungsgasnetze 

erforderlich? 

• Wie kann ein Gasverteilnetz der näheren Zukunft bis 2040 aussehen – 

bei gleichzeitigem Durchleitungsbedarf an fossilem Erdgas und „grüner 

Gase“ wie z.B. Biogas, H2 oder anderer synthetische Grüngase? 

• Wie wird mit Teilnetzen verfahren, die bisher und in Zukunft Biomethan 

nutzen? 

• Können Gasnetze durch eine Stilllegung erhalten bleiben, anstatt 

rückgebaut zu werden? 

• Wie erfolgt der technische Rückbau der heutigen Gasnetze, wo keine 

klimaneutralen Gase in der Zukunft eingesetzt werden sollen/können? 

Dürfen Anschlussnehmer an unwirtschaftlichen Netzteilen gegen deren 

Willen abgetrennt werden? 

• Wie kann der Rückbau regulatorisch gelingen? Abschreibungszeiträume, 

Deckelung der Netzentgelte für immer weniger Kunden, finanzielle 

Förderung des Rückbaus? 

• Wie wird Planungssicherheit erreicht bzw. kann es eine solche geben? 

 

Auch die Kommunen, die mit all den vorhandenen Wenden in Strom, Wärme und 

Verkehr in einem hohen Umsetzungsdruck sind und zusätzlich von Neuvergaben 

der Konzessionen betroffen sind, benötigen hier Unterstützung.  

 

Für Verhandlungen zur Regulatorik scheint eine Task Force sinnvoll, welche die 

Interessen und Anforderungen innerhalb eines novellierten Ordnungsrahmens 

bündeln. Die bestehenden Regulierungsbedingungen sind bisher nicht auf eine 

treibhausgasneutrale Versorgung ausgerichtet. Im Übrigen verweisen wir hier auf 

die Vorschläge des BDEW zur Anpassung der Regulierung für die Transformation 

der Gasnetze (https://www.bdew.de/service/stellungnahmen/positionspapier-

transformationsregulierung-gasnetze/) 

 

7.4 Wärmenetze  

 

Wir begrüßen die Ausrichtung der Wärmenetze für die klimaneutrale 

Wärmeversorgung.  

Auch ein angestrebter niedriger Rücklauf ist wünschenswert, gleichzeitig ist u.U. 

ein entsprechend hoher Vorlauf sinnvoller um die Emissionen des Bestands zu 

mindern, als diesen gesamt zu sanieren. Außerdem sind die 

https://www.bdew.de/service/stellungnahmen/positionspapier-transformationsregulierung-gasnetze/
https://www.bdew.de/service/stellungnahmen/positionspapier-transformationsregulierung-gasnetze/
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Rücklauftemperaturen nicht vom Netzbetreiber abhängig, sondern in erster Linie 

von den Anschlussnehmern und deren Verhalten. 

 

Förderungen des Netzanschlusses sind hilfreich, die Wirtschaftlichkeit muss 

jedoch als Anreiz des Fernwärmenetzes gewährleistet bleiben. Eine zusätzliche 

Förderung muss außerdem mit den bestehenden Fördermöglichkeiten 

kombinierbar sein, um ihre Wirkung zu entfalten. Andernfalls kommt es nur zu einer 

Verschiebung, nicht zu einer Fördererhöhung. 

 

Ziffer 7.5 neu – Konzessionen 

 

Wie bereits zu den Gasnetzen erwähnt, stehen die Kommunen unter großem 

Umsetzungsdruck, bei begrenzten personellen und finanziellen Ressourcen. 

Hierbei sind nicht nur die Energiewende mit der Dekarbonisierung und 

Digitalisierung bei Wahrung der Datensicherheit zu meistern. Dies spiegelt sich in 

der nötigen Schaffung von lokalen, erneuerbaren Erzeugungskapazitäten, einer 

Umstellung des Fuhrparks und der bestehenden Wärmeversorgung. Gleichzeitig 

werden die bisherigen Nutzer durch die Energiewende zu Prosumern, die jeweils 

zusätzlich zu den bisherigen Ausspeisepunkten über eine Einspeisung verfügen.  

 

Besonders ist jedoch die Neuvergabe von Strom- und Gaskonzessionen für die 

Zukunft relevant. Hier wird der Anfang eines umweltverträglichen und 

klimaneutralen Netzes gelegt. So sieht das EnWG „eine möglichst sichere, 

preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente, umweltverträgliche und 

treibhausgasneutrale leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit 

Elektrizität, Gas und Wasserstoff, die zunehmend auf erneuerbaren Energien 

beruht“ vor. Diese Vorgaben sind bei der Konzessionsvergabe zu wahren. 

 

Dies spiegelt sich noch nicht ausreichend in den Vorgaben, so zum Beispiel in 

veralteten Leitfäden und Musterkriterienkatalogen bei den Regulierungs- und 

Kartellbehörden wider. Dies führt zu teuren, langen und rechtsbelasteten 

Verfahren. Hier müssen die Vorgaben entsprechend angepasst werden. 

 

In den kommenden Jahren werden sonst weit mehr als die Hälfte der Kommunen 

in Baden-Württemberg mit Konzessionsverfahren beschäftigt sein. Der anfangs in 

zwei Jahren abgehandelte Prozess ist mittlerweile auf vier Jahre angewachsen, 

nach denen eine Übergabe noch nicht abgeschlossen ist. In diesem Zeitraum 

werden große Investitionen, durch die bestehende Unsicherheit oftmals nicht 

getätigt. 

 

Diese Konzessionswelle bringt mit dem Blick auf die geplante Klimaneutralität in 

Baden-Württemberg bis 2040 zahlreiche Folgen. 

Kommunen müssen daher in den Konzessionsverfahren als Treiber der 

Energiewende bei der rechtssicheren Umsetzung und mit Beschleunigungen 
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unterstützt werden. Hierzu braucht es gesetzliche Weiterentwicklungen, 

insbesondere zur Beschleunigung des Rügeregimes und zum Umgang mit den 

Zielen aus dem EnWG. Hierfür ist ein breiter Konsens zwischen Kommunen, 

Netzbetreibern, Beratern, Behören, Justiz und Politik notwendig. 

 

Wir möchten ein besonderes Augenmerk auf kleine Gemeinden legen. In einem 

Positionspapier zur De-minimis-Klausel nach § 46 Abs. 3 EnWG 

(https://www.bdew.de/media/documents/Stn_20230210_Positionspapier_De-

minimis-Regelung.pdf) schlägt der BDEW eine Grenze von 5000 Einwohnern als 

Obergrenze zum Wahlrecht zwischen einem neuen Vertrag mit dem bisherigen 

Konzessionär und einem neuen Ausschreibungsverfahren vor. Hierdurch würde 

für kleinere Gemeinden die Möglichkeit geschaffen, auch ohne langwierigen und 

aufwendigen Prozess einen neuen Vertrag mit verbesserten Konditionen 

abzuschließen. 

Hier kann und sollte vom Land aus ein entsprechender Vorstoß auf Bundesebene 

gemacht werden. Hinsichtlich der anstehenden Konzessionswelle und der 

Positionierung als Vorreiter im Klimaschutz ist Baden-Württemberg hier 

angehalten voran zu gehen. 

 

 

 

 

 

Torsten Höck   VfEW 

Geschäftsführer   Verband für Energie- und Wasserwirtschaft (VfEW) e.V 

Tel: 0711 933491-20   Hölderlinplatz 5 

Fax: 0711 933491-99  70193 Stuttgart 

info@vfew-bw.de 

 

https://www.bdew.de/media/documents/Stn_20230210_Positionspapier_De-minimis-Regelung.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/Stn_20230210_Positionspapier_De-minimis-Regelung.pdf

